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Die vorliegende Dissertationsschrift wurde im Wintersemester 2021/2022 an der Uni-
versität Greifswald zur Promotion angenommen. Einschlägige Rechtsprechung und 
Literatur konnte bis zum Frühjahr 2022 berücksichtigt werden. Die Arbeit entstand 
während der Tätigkeit des Verfassers als wissenschaftlicher Referent am in Berlin 
ansässigen Klimaschutzinstitut IKEM – Institut für Klimaschutz, Energie und Mobilität.

Die Arbeit reiht sich ein in die international bereits etablierte, zur Zeit der Auf-
nahme der Arbeiten auf nationaler Ebene jedoch zurückhaltende, Forschung der Climate 
Change Litigation. Die gerichtliche Geltendmachung von Klimaschutzinteressen, sog. 
Klimaklagen, haben in Rechtsprechung und Forschung seitdem signifikante Beachtung 
erlangt. Gipfel dessen ist zumindest auf nationaler Ebene der sog. Klima-Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts vom 24. März 2021. Angesichts der Bedeutung dieser Ent-
scheidung für den nationalen, aber auch globalen Klimaschutz und die Forschung der 
Climate Change Litigation, ist eine Auseinandersetzung mit den Ausführungen des 
Bundesverfassungsgerichts zwischenzeitlich zu einem wesentlichen Bestandteil dieser 
Dissertationsschrift herangewachsen. Die Arbeit versteht sich vor diesem Hintergrund 
nicht nur als Grundlagenbeitrag zur Climate Change Litigation in Deutschland und als 
Auseinandersetzung mit den wesentlichen Herausforderungen von Klimaschutzstreitig-
keiten vor nationalen Gerichten, hier zusammengefasst als Frage der Justitiabilität 
des Klimaschutzes in Deutschland. Vielmehr liegt mit der Dissertationsschrift nun-
mehr zugleich eine monografische Stellungnahme zum Klima-Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts vor. Dabei will die Arbeit, nicht zuletzt, hier und anderorts geäußerte 
Kritik am Beschluss aufgreifen und (alternative) Begründungsvorschläge für justitiablen 
Klimaschutz in Deutschland liefern.

Die Dissertationsschrift ist, wie so häufig bei solchen Werken als Teil eines wesent-
lichen Lebensabschnittes, nicht ohne die – mal größere, mal kleinere, aber stets 
relevante – Unterstützung zahlreicher Begleiterinnen und Begleiter entstanden. Dank gilt 
hier zunächst dem IKEM und der Geschäftsführung um Dr. Simon Schäfer-Stradowsky 
und Susan Wilms LL.M., die, neben einer äußerst spannenden Tätigkeit in der Forschung 
im Bereich des Rechts der Erneuerbaren Energien, mir vor allem die nötigen Freiräume 
für die Vereinbarung von Institutstätigkeit, Dissertation und Familie ermöglichten. Dank 
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geht weiterhin an Prof. Dr. Dr. Felix Ekardt, M.A., LL.M., der die Arbeit in wesentlichen 
Zügen mitbetreut hat. In diesem Zusammenhang danke ich auch den Kolleginnen und 
Kollegen der Forschungsstelle Nachhaltigkeit und Klimapolitik, die in einem frühen 
Stadium die Weichenstellungen der Arbeit durch anregende Fragestellungen mitbegleitet 
haben. Meinem Erstbetreuer Prof. Dr. Michael Rodi bin ich aufgrund der Übernahme 
dieser, zur Zeit der Aufnahme des Projektes, nahezu absurd und nicht zu bewältigen 
wirkenden Arbeit sowie aufgrund des anhaltenden Zuspruchs und der notwendigen 
Flexibilität zu Dank verpflichtet. Danken möchte ich auch Prof. Dr. Claudio Franzius 
für die herausragend zügige Erstellung des Zweitgutachtens und herausfordernde, stets 
bereichernde, kritische Anmerkungen zur vorliegenden Arbeit und Disputation.

Dank gilt schließlich den Kolleginnen und Kollegen des IKEM und hier insbesondere 
den Mitstreitern im internen DoktorandInnenseminar für anregende Diskussionen und 
Fragestellungen. Überdies möchte ich Prof. Dr. Remo Klinger danken, der – wenn-
gleich ohne Erfolg – dieses Vorhaben in der ersten Phase der Exposéerstellung und 
Stipendiumbewerbung unterstützt und zudem durch die vom ihm vertretenen Ver-
fassungsbeschwerden zumindest über Umwege zur Argumentationsstärke dieser Dis-
sertationsschrift beigetragen hat.

Der letzte Dank ist meinen Freunden und meiner Familie vorbehalten, die mich in 
dieser Zeit stets unterstützt haben. Danken will ich hierbei vor allem meiner Frau Anita 
Kalis für ihren Zuspruch, die bei einem solchen Unterfangen notwendige Rücken-
deckung und das gemeinsame Durchhaltevermögen auch in Zeiten des Home-Office 
und der Pandemie in der Endphase der Promotionszeit. Besonderer Dank gilt ihr für 
das Geschenk unseren ersten Kindes Lara und – zur Zeit der Verfassung dieser Zeilen 
erwarteten – zweiten Kindes. Euch und allen, die noch und nach uns kommen, ist dieses 
Buch gewidmet.

Michael Kalis
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